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(Nr. 12861.) Geſetz über Erweiterung des Stadtkreiſes Kiel. Vom 25. Juni 1924. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
§ 1. 

Die Landgemeinde Neumühlen-Dietrichsdorf wird mit Wirkung vom 1. Mai 1924 unter 
Abtrennung von dem Landkreiſe Bordesholm nach Maßgabe der in der Anlage 1 ar n von 
dem Regierungspräſidenten durch das Amtsblatt der Regierung zu Schleswig zu veröffenklichenden 
Bedingungen mit der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Kiel vereinigt. 


YR 
189) 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaffungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staalsrats find gewahrt. 


Berlin, den 25. Juni 1924. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Jür den Minifterpräfidenten: 
am Zehnhoff. . Severing. 


| Anlage 1. 
Bedingungen der Bereinigung. 

Mit ihrer Vereinigung mit dem Stadtkreiſe Kiel erhält die bisherige Landgemeinde Neumühlen-⸗Dietrichs⸗ 
dorf als Ortsteil der Stadt Kiel den Namen Kiel⸗Neumühlen-Dietrichsdorf. 

Mit der Eingemeindung tritt in dem eingemeindeten Gebietsteile das geſamte Ortsrecht der Stadt Kiel in 
Kraft. Die Ausdehnung der in der Stadt Kiel geltenden Polizeiverordnungen auf das Eingemeindungs— 
gebiet hat unter Beobachtung der für Polizeiverordnungen allgemein vorgeſchriebenen Form zu erfolgen. 

Geſetzſammlung 1924. (Ar 12861—12863) o 3 en 

Ausgegeben zu Berlin den 30. Juni 1924. 


Ur 
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8 3. 


Für die nächſte Wahl der Stadtverordnetenverſammlung bildet das Eingemeindungsgebiet einen beſonderen 


Wahlbezirk, in dem zwei Stadtverordnete zu wählen ſind. 


8 4. 


Die Beamten, Angeftellten und Arbeiter der Landgemeinde Neumühlen⸗Dietrichsdorf treten auf Grund ihrer 
bisherigen Beſoldungsverhältniſſe und Anſtellungsbedingungen in den Dienſt der Stadt Kiel und ſind in 
die für die Stadt geltende Beſoldungsordnung beziehungsweiſe in den Lohntarif einzureihen. Die Vorſchriften 
der Derfonalabbauverordnung vom 8. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 73) werden hierdurch nicht berührt. 


(Nr. 12862.) Verordnung über das Koſtenweſen bei den Aufwertungsſtellen. Vom 24. Juni 1924. 


Auf Grund des § 5 Abſ. 3 der Zweiten Verordnung zur Durchführung des Artikels I der Dritten Steuer⸗ 
notverordnung vom 24. Mai 1924 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 561) wird folgendes verordnet: 


8 1. 


Für das Verfahren vor der Aufwertungsſtelle werden Gebühren und Auslagen nach Maßgabe der folgenden 
Vorſchriften berechnet. 
i 82 


Für die Gebührenberechnung iſt der Wert des Streitgegenſtandes maßgebend. Dieſer Wert iſt von der 
Aufwertungsſtelle, im Beſchwerdeverfahren von dem Beſchwerdegericht, unter Berückſichtigung der geſtellten 
Anträge nach freiem Ermeſſen feſtzuſetzen. 5 

3 8 3. 


Schuldner der Gebühren und Auslagen iſt derjenige, dem durch eine Entſcheidung der Auſwerkungs⸗ 
ſtelle oder des Beſchwerdegerichts die Koſten des Verfahrens auferlegt worden find (§ 9 Abſ. 6 der Dritten 
Steuernotverordnung vom 14. Februar 1924 — Reichsgeſetzbl. I S. 74 —). In Ermangelung einer ſolchen 
Entſcheidung kommen die Vorſchriften der §§ 1, 2, 4 und 5 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 
28. Oktober 1922 (Geſetzzaamml. 1922 S. 363, 1923 S. 107) entſprechend zur Anwendung. 


ga. 


Soweit nicht in dieſer Verordnung beſondere Beſtimmungen über die Fälligkeit getroffen ſind, werden 
die Gebühren bei Beendigung des Verfahrens, die Auslagen bei ihrer Entſtehung fällig. Im übrigen richtet 
ſich die Berechnung und Einziehung der Koſten ſowie das Erinnerungs- und Beſchwerdeverfahren über den 
Koſtenanſatz nach den für Gerichtskoſten geltenden Vorſchriften mit der Maßgabe, daß eine weitere Beſchwerde 
nicht zuläſſig iſt und daß über die Beſchwerde das nach § 9 Abſ. 4 der Dritten Steuernotverordnung vom 
14. Februar 1924 (Reichsgeſetzbl. I S. 74) zuſtändige Beſchwerdegericht ausſchließlich zu entſcheiden hat. 
Der § 8 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. 1922 S. 363, 1923 
S. 107) iſt entſprechend anwendbar. 

8 5. 

Volle Gebühr im Sinne dieſer Verordnung iſt die im § 32 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 
28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. 1922 S. 363, 1923 S. 107) beſtimmte Gebühr”), Der Mindeſtbetrag einer 
Gebühr iſt zwei Goldmark. 


) Vergleiche die Verordnung vom 18. Dezember 1923 (Geſetzſamml. S. 556). 
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§ 6. 

Für die Entgegennahme des Antrags auf Einleitung eines Verfahrens gemäß § 9 der Dritten Steuer⸗ 
notverordnung vom 14. Februar 1924 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 74) werden von dem Antragſteller zwei Zehnteile 
der vollen Gebühr erhoben. Die Gebühr iſt bei Eingang des Antrags fällig; ſie wird auf die für das 
Verfahren zu erhebende Gebühr (§ 7 Abf. 1) angerechnet. 


§ 7. 
(1) Für das Verfahren vor der Aufwertungsſtelle einſchließlich der Anordnung und Vornahme von 
Beweisverhandlungen und der Beurkundung eines Vergleichs werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. 


(2) Wird eine das Verfahren abſchließende Entſcheidung der Aufwertungsſtelle getroffen, ſo werden 


weitere fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. 


(3) Bei Einleitung des Verfahrens kann ein Vorſchuß in Höhe von drei Zehnteilen der vollen Gebühr 


erhoben werden. 


88. 
(1) Für das Verfahren vor dem Beſchwerdegerichte (§ I Abſ. 4 der Dritten Steuernotverordnung vom 
14. Februar 1924 — Reichsgeſetzbl. 1 S. 74 —) werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. 


(2) Wird die Beſchwerde zurückgenommen, bevor eine Entſcheidung ergangen iſt, fo werden zwei Zehn, 
teile der vollen Gebühr erhoben. 


89 
S 9. 
(1) Wird vom Beſchwerdegericht eine Sache zur anderweiten Verhandlung an die Aufwertungsſtelle 


zurückverwieſen, ſo gilt die Fortſetzung des Verfahrens vor der Aufwertungsſtelle hinſichtlich der Gebühren⸗ 
erhebung nicht als ein neues Verfahren. . 


(2) Werden gemäß $ 8 der Zweiten Verordnung zur Durchführung des Artikels I der Dritten Steuernot- 
verordnung vom 24. Mai 1924 (Reichsgeſetzbl. I S. 561) mehrere gegen denſelben Schuldner anhängige Auf⸗ 
wertungsverfahren zum Zwecke der gleichzeitigen Verhandlung und Entſcheidung verbunden, fo find die Ge 
bühren während der Dauer der Verbindung von dem Geſamtwerte zu berechnen. 


§ 10. 


(1) Für die Erhebung der Auslagen gelten die Vorſchriften der SS 109 bis 112 und 114 des 
Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 (Geſetzzamml. 1922 S. 363, 1923 S. 107). Zur 
Deckung der baren Auslagen kann von dem Antragſteller ein angemeſſener Vorſchuß erhoben werden. 


(2) Eine Erhebung von Stempeln findet nicht ſtatt. Urkunden, von denen im Verfahren Gebrauch 
gemacht wird, find nur inſoweit einem Stempel unterworfen, als fie es ohne dieſen Gebrauch, ſein würden. 
Für die Behandlung dieſer Stempel gilt der § 29 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes ſinngemäß. 

5 § 11. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 24. Juni 1924. 


Der Juſtizminiſter. 
am Zehnhoff. 
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(Rr. 12863.) Verordnung über die Regelung der geſetzlichen Miete in Preußen für die Zeit vom 1. Juli 
1924 ab. Vom 25. Juni 1924. 55 eh. 


; Auf Grund des § 22 des Reichsmietengeſetzes in Verbindung mit § 27 der Dritten Steuernotverordnung vom 
14. Februar 1924 und meiner Verordnung über die Mietzinsbildung in Preußen vom 17. April 1924 ordne 
ich unter Aufhebung des § 12 der letztgenannten Verordnung und unter Aufhebung meines Exlaffes vom 
15. April 1924 — 11 6 Nr. 1583 — nach Anhörung der im ſtändigen Ausſchuſſe für Mietzinsbildung ver⸗ 
tretenen Mieter und Vermieter für alle Gemeinden, für die von mir keine andere Regelung getroffen wird, 
über die Berechnung der geſetzlichen Miete mit Wirkung vom 1. Juli 1924 folgendes an: 


Die geſetzliche Miete beträgt 62 vom Hundert der reinen Friedensmiete (S 2 und § 3 meiner Verord— 

nung über die Mietzinsbildung in Preußen vom 17. April 1924). Sie iſt in Goldmark zu berechnen. Bei 

Zahlung in Papiermark iſt der Umrechnung der am Tage vor der Zahlung amtlich feſtgeſtellte Berliner 

Goldmark⸗Mittelkurs zugrunde zu legen. a 

Bei der Feſtſetzung der geſetzlichen Miete auf 62 vom Hundert ſind die großen Juſtandſetzungsarbeiten 

= berücksichtigt worden. In denjenigen Fällen, in denen das Mieteinigungsamt auf Grund der bisherigen Vor⸗ 

Be ſchriften einen beſonderen Zuſchlag für große Inſtaudſetzungsarbeiten ſeſtgeſetzt hat, vermindert ſich die geſetz— 
liche Miete um den zugebilligten Betrag, ſoweit dieſer am 1. Juli 1924 oder ſpäter fällig wird. 

Von den 62 vom Hundert der reinen Friedensmiete ſind ferner für die Koſten für laufende Inſtand⸗ 
ſetzungsarbeiten 15 vom Hundert in Anſatz gebracht. Dieſe 15 vom Hundert kann der Mieter im Falle 
des § 7 Abf. ! der Verordnung vom 17. April 1924 um 4 vom Hundert auf Il vom Hundert kürzen. 

In denjenigen Gemeinden, die bisher eine Umlage der Löhne für die Hausangeſtellten (Hausreiniger, 
Hauswart, Heizer, Fahrſtuhlführer und dergleichen) in Geſchäfts⸗ und Induſtriehäuſern angeordnet halten, ver⸗ 
bleibt es bei diefer Regelung. Dafür wird bei ſolchen Häuſern die geſetzliche Miete um 2 vom Hundert gekürzt. 
5 Aus der geſetzlichen Miete find nunmehr neben den Betriebskoſten (fiehe § 21 letzter Satz meiner Ver⸗ 
2 ordnung vom 17. April 1924) ſämtliche auf dem Grundſtücke ruhenden öffentlichen Laſten zu entrichten. 

In Gemeinden, in denen der Zuſchlag zur Grundvermögensſteuer mehr als 100 vom Hundert belrägt, 
iſt der Vermieter berechtigt, den 100 vom Hundert überſteigenden Betrag umzulegen. Gemeinden, in denen 
an Stelle eines Zuſchlags zur ſtaatlichen Grundvermögensſteuer eine ſelbſtändige Grundſteuer erhoben wird, 
haben den Satz dieſer Grundſteuer bekanntzugeben, der einem Zuſchlag von 100 vom Hundert zur ſtaatlichen 
BIST Srundvermögensftener entſpricht. Soweit die ſelbſtändige Grundſteuer dieſen Satz überſteigt, iſt ihre Umlage 
x geſtattet. Der Vermieter iſt ferner berechtigt, denjenigen Betrag umzulegen, den die Gemeinde auf Grund 
: des § 8a Abf. 1 des Artikels II der Zweiten Preußiſchen Steuernotverordnung in der Faſſung vom 
19. Juni 1924 erhebt. 

Für das Waſſergeld ſind 3 vom Hundert der Friedensmiete in der geſetzlichen Miete in Anſatz gebracht. 
Der Vermieter ift berechtigt, das Waſſergeld umzulegen. In dieſem Fall vermindert ſich die geſetzliche Miete 
um 3 vom Hundert. 0 a 

Die Umlagen haben nach dem Verhältniſſe der reinen Friedensmiete auf die ſelbſtändigen Wohnungen 
oder die ſelbſtändigen Räume anderer Art zu erfolgen. Hierbei ſind auch Räume zu berückſichtigen, für die 
nicht die geſetzliche Miete gezahlt wird oder die nicht vermietet ſind. 

Mit dem Jukrafttreten dieſer Verordnung treten meine Erlaſſe vom 24. April beziehungsweiſe vom 
14. Mai 1924 — II 6 Ne. 1697, 1847 — außer Kraft. f f 


Berlin, den 25. Juni 1924. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 


Hirtſiefer.“ 
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